Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1572 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Juli 1955 

6 — 50103 — 1426/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den 

Entwurf einer Zweiten Ergänzung (gern. § 11 
RWB) zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1955 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Juni 1955 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
der Ergänzungsvorlage die aus der Anlage 2 ersichtlichen Ände- 
rungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist als Anlage 3 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf einer zweiten Ergänzung 

(gern. § 11 RWB) 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1955 

Einzelplan 11 

— Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit — 

(Ergänzungsvorlage der Bundesregierung zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 1955; Sozialreform) 


In den Entwurf des Einzelplans 11 wird eingefügt: 


Kap, 

Tit. 

1 

Zweckbestimmung 

i 

1 

2 

Betrag 
für 1955 

DM 

3 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 ' 

Istergebnis 

1953 

1 ÜOO DM 

5 

11 09 

1 

Ordentlicher Haushalt 




(neu) 

Sozialreform (k. w.) 


! 


j 

— Gesperrt — 


1 



Vorbem erkung 

Die Sozialreform hat eine umfassende Neuordnung aller sozialen Hilfssysteme zum Ziele. Neben der Kodifizie- 
rung und Normierung des unübersichtlich und uneinheitlich gewordenen Sozialrechts wird eine materiellrecht- 
liche Lösung angestrebt, die unter Beachtung der volkswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der sozialen Befriedung 
dient, insbesondere soll durch geeignete produktive Hilfsmaßnahmen eine vorzeitige Invalidität verhindert wer- 
den. Die Sozialreform ist damit innerhalb der sozialpolitischen Zielsetzung nicht nur ein sozialrechtliches und 
organisatorisches, sondern zugleich auch ein bedeutendes finanz- und volkswirtschaftliches Problem. 

Um die Vorarbeiten zur Sozialieform zu fördern und binnen Jahresfrist die Erstellung von Gesetzentwürfen 
zu ermöglichen, werden den an diesen Arbeiten beteiligten Ministerien, d. s. insbesondere das Bundesarbeits-, 
Bundesinnen- und Bundesfinanzministerium, zusätzliche Arbeitskräfte aus den Mitteln dieses Kapitels zur Ver- 
fügung gestellt. Die Planstellen und Mittel werden zusammengefaßt veranschlagt, damit nicht bei den einzelnen 
Ressorts wegen der Beteiligung an den Arbeiten zur Sozialreform höhere Haushaltsansätze entstehen. Um die 
Bewirtschaftung der Planstellen und Mittel entsprechend den Bedürfnissen der einzelnen Ressorts sicherzustellen, 
hat das Kapitel den Sperrvermerk erhalten. 

Zur Durchführung des sozialpolitisch sowie finanz- und volkswirtschaftlich bedeutsamen Vorhabens ist es not- 
wendig, bestens qualifizierte Mitarbeiter teils durch Abordnung, teils durch Übernahme aus den Länder- und 
Kommunalverwaltungen sowie den sozialen Selbstverwaltungskörperschaften und Kreisen der Wissenschaft und 
Wirtschaft zu gewinnen. Die in den Bundesdienst übernommenen Beamten werden nach dem Wegfall der Aufgabe 
von den Bundesministerien zu Lasten der nicht mit einem Wegfallvermerk versehenen Planstellen aufgenommen 
werden können. 

In den Fällen, in denen die abgeordneten Beamten mit höher zu bewertenden Arbeiten beschäftigt werden, 
wird es notwendig sein, den Ausgleich durch die Gewährung einer Sonderzulage herbeizuführen. Die gleiche Not- 
wendigkeit kann sich bei einzelnen der im Angestelltenverhältnis beschäftigten Fachkräfte ergeben. Es ist des- 
halb vorgesehen, daß in solchen Fällen eine vom Bundesminister der Finanzen im Einzelfall festzulegende, abge- 
stufte Sonderzulage im Höchstbetrage von 2400 DM jährlich gezahlt werden kann. 

Bei der Freigabe der Planstellen und Mittel wird die Bewirtschaftung der Personaltitel 101 bis 112 den jewei- 
ligen Bundesministern für die ihnen zugeteilten Arbeitskräfte übertragen werden, die Bewirtschaftung der 
anderen Mittel dem Bundesminister für Arbeit mit der Maßgabe, daß berechtigten Anforderungen der anderen 
Ressorts auf Beteiligung an den Mitteln im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen zu entsprechen ist. 
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1109 


Sozialreform 

Personalausgaben 


Kap. 

Tit. 

Zweckbestimmung 

2 

Betrag 
für 1955 

DM 

3 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 

Istergebnis 

1953 

1 000 DM 

5 

(1109) 

101 

11. Ausgabe 

Fortdauernde Ausgaben 
Personalausgaben 

Dienstbezüge der planmäßigen Beamten 

415 100 



i 

103 

Stellenplan 

Aufsteigende Gehälter: 

Bes. -Gr. Ala 5 Ministerialräte 

Bes.-Gr. A2b 8 Oberregierungsräte 

Bes. -Gr. A 2 c 2 4 Regierungsräte 

Bes.-Gr. A2d 4 Amtsräte 

Bes.-Gr. A 3b 3 Regierungsamtmänner 

Bes.-Gr. A 4b 1 5 Regierungsoberinspektoren 

Bes.-Gr. A 4c 2 1 Regierungsinspektoren 

Zusammen 30 Planstellen 

Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

233 300 




Erläutorungen 


Zu Tit. 101 

Veranschlagt sind; 

Grundgehalt einschließlich Stellenzulagen . . 307 790 DM 

Wohnungsgeldzuschuß 51 012 DM 

Kinderzuschlag 12 960 DM 

Aufwandsentschädigungen 43 260 DM 

Zusammen .... 415 022 DM 

Aufgerundet .... 415 100 DM 


Zu Tit. 103 

Veranschlagt sind auf der Grundlage von 15 Stellen für 


beamtete Hilfskräfte in der Bes. -Gr. A2b: 

Grundgehalt und Diäten 178 500 DM 

Wohnungsgeldzuschuß 25 740 DM 

Kinderzuschlag 6 480 DM 

Aufwandsentschädigungen 22 500 DM 

Zusammen .... 233 220 DM 

Aufgerundet .... 233 300 DM 


-- 5 — 

1109 


Sozialreform 

Personalausgaben 


Kap. 

Tit. 

1 

Zweckbestimmung 

i 

2 

Betrag 
für 1955 

DM 

3 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 

Betrag 

1953 

1 000 DM 

5 

( 1109 ) 

104 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 

a) Vergütungen der Angestellten 

274 900 

! 

! 



b) Löhne der Arbeiter . . . .' 

29 900 

— 

— 


Erläuterungen 


Zu Tit 104 

Bed^irf an nichtbeamteten Kräften 

a) Angestellte 

Außertarifliche Angestellte 1 

übertaritliche Angestellte nach der ADO 1 

Tarifliche Angestellte 

Verg. -Gruppe III 4 

Verg. -Gruppe Vb 1 

Verg.-Gruppe VI b 3 

Verg. -Gruppe VII 7 

Verg.-Gruppe VIII 7 

Verg.-Gruppe IX 7 

Zusammen .... 31 

b) Arbeiter 6 

Zusammen .... 37 


Von den Verg. -Gruppen IX bis Vb sind vorgesehen für: 


Verg.-Gr. 

Schreib- 

dienst 

Vorzimmer- 
dienst für 
Yerwaltungs- 
beamte der 
Bes.-Gr. B8an 
aufwärts 

Büro-, 

Registratur- 

und 

Kassendienst 

Fernsprech-, 
Fernschreib- 
und sonstiger 
Dienst 

Zu- 

sammen 

IX 

7 






7 

VlII 

7 

- 

- 

- 

7 

VII 

5 

— 

2 

- 

7 

Vlb 

- 

2 

1 

„ 

3 

Vb 

— 

— 

1 

- 1 

1 

Zus. 

19 

2 

4 

- 

25 


Veranschlagt sind: 
a) Angestellte 

Außertarifliche Angestellte (Gesamtbezüge) 30 832 DM 
übertarifliche Angestellte nach dem ADO 


Gesamtbezüge 19 834 DM 

Tarifliche Angestellte (Gesamtbezüge) .... 187 434 DM 

Aufwandsentschädigungen 20 400 DM 

Sozialversicherungsanteil 10 025 DM 

Biindesbeitrag zur zusätzlichen Altersver- 
sorgung 6 350 DM 

Zusammen 274 875 DM 

Aufgerundet .... 274 900 DM 

b) Arbeiter 

Tariflöhne und sonstige Löhne an Arbeiter 

(Gesamtbezüge) 22 055 DM 

Überstundenvergütungen 3 789 DM 

Sozialversicherungsanteil 2 565 DM 

Bundesbeitrag zur zusätzlichen Altersver- 
sorgung 1 490 DM 

Zusammen 29 899 DM 

Aufgerundet .... 29 900 DM 



II 09 


Sozialreform 

Personalausgaben 


Kap. 

Tit. 

1 

Zweckbestimmung 

2 

Betrag 
für 1955 

DM 

3 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 

Istergebnis 

1953 

1 000 DM 

5 

(11 09 ) 

loa 

1 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie 
Fahrkosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

136 900 



112 

Zulagen in besonderen Fällen an abgeordnete Nicht- 
bundesbeamte und an Angestellte, die außerhalb des 
Bundesdienstes gewonnen werden und nicht zu den 
Hilfskräften (bis TO.A. IV) gehören 

36 000 




Summe Personalausgaben .... 

126 100 

— 



Erläuterungen 


Zu Tit. 108 

Veranschlagt sind: 

Beschäftigungsvergütimgen für 

10 abgeordnete Beamte 24 750 DM 

5 beamtete Hilfskräfte 12 375 DM 

6 nichtbeamtete Kräfte 14 850 D M 51 975 DM 

Trennungsentschädigung für 

30 Beamte ' 74 250 DM 

Fahrkostenersatz und Verpflegungs- 
zuschüsse als Beschäftigungs Vergü- 
tung oder Trenn iingsentschädigung 1 500 DM 

Fahrkosten für auswärtigen Familien- 
besuch 9 175 DM 

Zusammen .... 136 900 DM 


Zu Tit. 112 

Die Vorarbeiten zur Sozialreform weiden nur dann zu dem 
erstrebten Erfolg führen können, wenn es gelingt, hervor- 
ragende Fachkräfte für diese Arbeiten zu gewinnen. In den 
Fällen, in denen die abgeordneten Beamten mit höher zu be- 
wertenden Arbeiten beschäftigt werden, wird es notwendig 
sein, den Ausgleich durch die Gewährung einer Sonderzulage 
herbeizuführen. Das gleiche gilt für einzelne der im Ange- 
stelltenverhältnis beschäftigten Fachkräfte. Es ist deshalb 
vorgesehen, in derartigen Fällen eine Sonderzulage zu ge- 
währen, die im Einzelfall vom Bundesminister der Finanzen 
festzulegen ist und den Betrag von 2 400 DM jährlich nicht 
übersteigen darf, und zwar ausschließlich an abgeordnete 
Nichtbundesbeamte und an Angestellte, die außerhalb des 
Bundesdienstes gewonnen werden und nicht zu den Hilfs- 
kräften (TO.A. IV) gehören. 



1109 


Sozialreform 

Sachausgaben 


Kap. 

Tit. 

Zweckbestimmung 

2 

Betrag 
für 1955 

DM 

3 ! 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 

Istergebnis 

1 1953 

1 000 DM 

5 

(11 09 ) 

215 

1 

Sachausgaben 

Reisekostenvergütungen 

a) Inlandsreisen 

i 

50 000 




b) Auslandsreisen 

20 000 

— 

1 

218 

Kosten für Sachverständige 

50 000 

— 

— 

221 

Kosten des beratenden Beirats für die Neuordnung der 
sozialen Leistungen (einschließlich Reisekosten) 

180 000 


— 

222 

Herausgabe von Veröffentlichungen 

80 000 

— - 

— 

297 

Zur Verstärkung der Mittel bei Kapitel 1101 Titel 200, 
203, 206, 208 und 298 

i 

92 300 






Summe Sachausgaben .... 

i 

472 300 

— 



Erläuterungen 


Zu Tit, 215 

Die im Rahmen der Sozialreform zu lösenden Aufgaben er- 
fordern von den mit diesen Arbeiten betrauten Kräften eine 
ständige Verbindung mit allen an der Sozialreform beteilig- 
ten Dienststellen, Körperschaften, wissenschaftlichen Ver- 
einigungen, Universitäten usw. Diese Verbindung wird 
häufige Dienstreisen im Inlande, zur Nutzbarmachung von 
ausländischen Erfahrungen aber auch nach dem Auslande 
erfordern. 

Zu Tit. 218 

Zu den Tagungen des Beirates und der Arbeitsausschüsse des 
Beirates werden in verstärktem Umfange Sachverständige 
licrangezogen werden müssen. 


Zu Tit. 221 

Veranschlagt sind: 

a) für den beratenden Beirat 30 000 DM 

b) für den Arbeitsausschuß für Grundsatz- 
fragen dO 000 DM 

c) für den Arbeitsausschuß für Fragen der 

Rentenversicherung 25 000 DM 

d) für den Arbeitsausschuß für Fragen der 

Frühinvalidität 25 000 DM 

e) für den Arbeitsausschuß für Fragen der 

Krankenversicherung 25 000 DM 

t) für den Arbeitsausschuß für Fragen der 

Fürsorge 25 OOP DM 

Zusammen .... 180 000 DM 


Zu Tit. 222 

Die Mittel sind veranschlagt, um die Ergebnisse der Aii)eit 
des Generalsekrctariats und des beratenden Beirats für die 
Neuordnung der sozialen Leistungen im angemessenen Rah- 
men der Öffentlichkeit bekanntgeben zu können, 

Zu Tit. 297 

Zur Einschränkung der Verwaltungsarbcit ist es zweckmäßig, 
die im Zusammenhang mit den Vorarbeiten zur Sozialreform 
benötigten Mittel zur Deckung der üblichen Sachausgaben 
nicht für sich zu veranschlagen und zu bewirtschaften, son- 
dern lediglich Mittel vorzusehen, um die entsprechenden An- 
sätze bei Kapitel 1101 — Bundesministerium für Arbeit — 
verstärken zu können. 

Von den zur Verstärkung der Ansätze bei Kapitel 11 01 ver- 


anschlagten Mitteln entfallen auf: 

Titel 200 — Geschäftsbedürfnisse 30 000 DM 

Titel 203 — Post- und Fernmeldegebühren . 20 000 DM 

Titel 206 — Bewirtschaftung der Dienst- 
gebäude 20 000 DM 

Titel 208 — Betrieb von Dienstfahrzeugen , 10 000 DM 

Titel 298 — Zuschuß zur Gemeinschafts- 
verpflegung 1 2 300 DM 

Zusammen .... 92 300 DM 



1109 


Sozialreform 

Allgemeine Ausgaben, Einmalige Ausgaben, Abschluß 


Kap. 

Tit. 

1 

Zweckbestimmung 

2 

Betrag 
für 1955 

DM i 

3 

Betrag 
für 1954 

DM 

4 

Istergebnis 

1953 

1 000 DM 

5 

(1109) 

Allgemeine Ausgaben 


1 


600 

Forschungsaufträge auf dem Gebiet der Sozialreform . . . 

150 000 

— 

— 


Summe Allgemeine Ausgaben .... 

150 000 

— 



Einmalige Ausgaben 




850 

Anschaffung von verwaltungseigenen Personenkraft- i 





wagen i 

10 000 

— 

— 

870 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen . . 

75 000 

— 

— 

871 

Erstmalige Anschaffung von Maschinen und dergleichen . 

45 100 

— 

— 

872 

Erweiterung der Fernsprechanlage des Bundesministe- 1 





riums für Arbeit 1 

76 200 ^ 

— 

— 


Summe Einmalige Ausgaben .... 

206 300 

— 



Abschluß 





Gesamteinnahmen 

— 

— 



Personalausgaben 

1 126 100 

— 



Sachausgaben 

I 472 300 

~ 



Allgemeine Ausgaben 

150 000 

-- 



Einmalige Ausgaben 

206 300 

— 



Gesamtausgaben zugleich Zuschuß .... 

1 954 700 




Erl äute 

Zu Tit. 600 

Die Mittel sind vorgesehen für die Erteilung von Forschungs- 
aufträgen, da die Bedeutung der im Rahmen der Sozialreform 
zu lösenden Aufgaben auch die Mitarbeit daran interessier- 
ter und beteiligter Wissenschaftler und wissenschaftlicher 
Einrichtungen erfordert. 

Zu Tit. 850 

Veranschlagt sind; 

1 Personenkraftwagen Opel Olympia Rekord 6 000 DM 
1 Personenkraftwagen Volkswagen Standar d 4 000 DM 

Zusammen .... 10 000 DM 

Zu Tit. 870 


Veranschlagt sind: 

Einrichtung der Dienstzimmer für 

7 Fachkräfte im Range von Unterabteilungs- 
leitern 12 500 DM 

23 Referenten 2? 600 DM 

8 Hilfsreferenten 7 200 DM 

17 Sachbearbeiter 9 775 DM 

2 Registraturkräfte 600 DM 

19 Schreibkräfte 4 750 DM 

Außerdem 

35 Registratur-Anbauschränke zu je 150 DM . . 5 300 DM 

60 Tischlampen und 20 Schreibmasdiinenlampen 1 800 DM 
Einrichtung der Beratungszimmer, Warte- 
zimmer, Botenzimmer, Pförtnerzimmer usw. . . 5 475 DM 

Zusammen 75 000 DM 


r ungen 

I Zu Tit. 871 


Veranschlagt sind; 

3 Schreibmaschinen mit langem Wagen 3 900 DM 

16 Schreibmaschinen 12 000 DM 

1 elektrische Rechenmaschine (Vollautomat) .. 4 700 DM 

2 elektrische Rechenmaschinen zu je 

1 300 DM . . 2 600 DM 

1 Rotaprint-Druckmaschine DIN 3 20 000 DM 

1 kombiniertes Fotokopier- und Lichtpausgerät 1 850 DM 

Zusammen 45 050 DM 

Aufgerundet .... 45 100 DM 


Zu Tit. 872 

Da sämtliche Anschlüsse in der Fernsprechanlage des Bundes- 
ministeriums für Arbeit in Gebrauch sind, ist die Erweite- 
rung der Anlage um 100 Anschlüsse erforderlich. 


Veranschlagt sind: 

Erweiterung der Anlage um 100 Anschlüsse .... 70 000 DM 

70 neue Fernsprechapparate 5 000 DM 

3 Sekretärstationen 1 200 DM 

Zusammen .... 76 200 DM 




Bundesdiuckeroi Bonn 6244 7. 55 



Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu Kap. 1109 (neu) Tit. 101 

In Kap. 11 09 (neu) ist Tit. 101 (Dienst- 
bezüge der planmäßigen Beamten) zu 
streidien. Die dafür vorgesehenen Mittel 
sollen zusätzlich bei Tit. 103 (Dienstbezüge 
der beamteten Hilfskräfte) verwendet 
werden. 

Begründung 

Die zusätzlidien Arbeitskräfte werden nur 
für Aufgaben von vorübergehender Dauer 
angefordert; das neu vorgesehene 
Kap. 11 09 ist deshalb von vornherein 
schon mit k.w. -Vermerk versehen. Die 
Sdiaffung von Beamtenplanstellen läßt 
sidi mit"§ 11 a RHO in der Fassung des 
§ 193 BBG nidit vereinbaren, wonach 
Planstellen für neue Ämter nur eingerich- 
tet werden dürfen, wenn sie dauernd be- 
nötigt werden. Es ist allgemein üblich, ein- 
malige Aufgaben nur mit abgeordneten 
Beamten und sonstigen Hilfskräften (auch 
Sadiverständigen) zu erledigen. Auch die 
Steuerreform und die Finanzreform sind 
ohne besondere Planstellen bewältigt wor- 
den. Die Schaffung von neuen Planstellen 
widerspridit im übrigen auch dem bereits 
wiederholt vom Bundesrat betonten 
Grundsatz, daß die Stellenzahl im Bundes- 
haushalt nicht vergrößert werden dürfe 
(siehe B 2 der „Allgemeinen Bemerkun- 
gen“ des Bundesrates zu dem Entwurf des 
Bundeshaushaltsplan 1955 — BR-Drucks. 
Nr. 371/54 — und die Stellungnahme des 
Bundesrates zur Ersten Ergänzungsvorlage 
zum Entwurf des Bundeshaushalts 1955 — 
BR-Drucks. Nr. 34/55 — Beschluß —). 
Der Bundesrat hat jedoch keine Bedenken, 
wenn die für die Dienstbezüge der plan- 
mäßigen Beamten veranschlagten Mittel 
zusätzlich bei Tit. 103 verwendet werden. 

2. Zu Kap. 11 09 (neu) Tit. 112 

ln Kap. 11 09 (neu) ist Tit. 112 (Sonder- 
zulagen) zu streichen. Dabei wird anhelm- 
gegeben, mit den hier vorgesehenen Mit- 
teln Tit. 218 (Kosten für Sachverständige) 
zu verstärken. 


Begründung 

Nadi den Erläuterungen zu Tit. 101, 103 
und 104 ist anzunehmen, daß die mit den 
Aufgaben der Sozialreform beauftragten 
Bediensteten Aufwandsentschädigungen 
nach den für die Ministerialzulage gelten- 
den Sätzen des Bundes erhalten. Ein sach- 
liches Bedürfnis, daneben noch Sonder- 
zulagen ln besonderen Fällen zu gewähren, 
kann nicht anerkannt werden. Zulagen für 
einzelne Beamte, die in den Besoldungs- 
ordnungen nidit vorgesehen sind, sollen 
grundsätzlich auch nidit im Haushaltsplan 
ausgebradit werden, da sie dem Zweck des 
Besoldungsgesetzes und der Besoldungs- 
ordnungen — die Besoldungsfrage ab- 
schließend festzulegen — widersprechen 
würden. Außerdem würden wichtige 
Grundsätze des Beamtenrechts verletzt 
werden, wenn abgeordneten Beamten 
lediglich deshalb Sonderzulagen gewährt 
würden, well sie während ihrer Abord- 
nung mit höher zu bewertenden Arbeiten 
beschäftigt sind. Die Zulagen würden auch 
zu Berufungen führen. Abordnungen sind 
eine häufige Erscheinung in der öffent- 
lichen Verwaltung, sie können hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf die Besoldung mit 
Rücksicht auf den Gleichheitsgrundsatz 
nicht verschieden behandelt werden. Der 
Gewährung von Sonderzulagen an abge- 
ordnete Beamte muß daher, auch wenn es 
sich um Nichtbundesbeamte handelt, nach- 
drücklichst widersprochen werden. 

Auch für die Angestellten ist ein sachliches 
Bedürfnis für die Zahlung von Sonder- 
zulagen zu verneinen. Für die Vergütung 
der Angestellten ist — im Gegensatz zu 
den Beamten — die von ihnen über- 
v/iegend auszuübende Tätigkeit maß- 
gebend, die ihre Berücksichtigung durch 
entsprechende Einstufung in die Ver- 
gütungsgruppen der TO.A findet. 

Der Bundesrat stellt anheim, die für die 
Sonderzulagen vorgesehenen Mittel zur 
Verstärkung des Tit. 218 (Kosten für Sach- 
verständige) zu verwenden. 


9 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Den vom Bundesrat beschlossenen Ände- 
rungen, 

1. Tit. 101 (Dienstbezüge der planmäßigen 
Beamten) zu streichen und die dafür vor- 
gesehenen Mittel zusätzlich bei Tit. 103 
(Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte) 
zu verwenden, 

2. Tit. 112 (Sonderzulagen) zu streichen, 
wobei anheimgegeben wird, mit den hier 
vorgesehenen Mitteln den Ansatz Tit. 218 
(Kosten für Sachverständige) zu ver- 
stärken, 

kann nicht zugestimmt werden. 

Begründung 

Zu 1 

Bei der Sozialreform handelt es sidi um ein 
gesetzgeberisches Vorhaben größten Aus- 
maßes, das mehrere Jahre in Anspruch neh- 
men wird. Um für diese Aufgabe qualifi- 
zierte Arbeitskräfte zu gewinnen, kann nur 
auf die bei den Ländern, Gemeinden und 
sozialen Selbstverwaltungskörperschaften be- 
findlichen Fachkräfte zurückgegriffen wer- 
den. Diese Behörden werden aber nicht be- 
reit sein, für mehrere Jahre Beamte nach 
Bonn abzuordnen und für diese die Planstel- 
len so lange offen zu halten. Vielmehr wer- 
den diese Behörden auf eine baldige Über- 
nahme der abgeordneten Beamten drängen, 
um zur geordneten Aufrechterhaltung Ihres 
Dienstbetriebes die Planstellen wieder be- 
setzen zu können. Aus diesem Grunde Ist die 
Veranschlagung von Planstellen notwendig 
gewesen. 

Die Verwirklichung einer umfassenden Re- 
form der Sozialleistungen müßte schon bei 
den Vorarbeiten scheitern, wenn nicht ge- 
eignete Beamte von den Ländern, Gemein- 


den und Sozialversicherungsträgern gewon- 
nen werden können. Soweit es erreichbar 
sein wird, die benötigten Beamten im Ab- 
ordnungswege zu erhalten, wird davon Ge- 
brauch gemacht werden. 

Zu 2 

Der Bundesrat hat der Gewährung von 
Sonderzulagen an abgeordnete, mit den 
Aufgaben der Sozialreform beauftragte 
Bedienstete u. a. mit der Begründung 
widersprochen, daß 

a) ein sachliches Bedürfnis, neben der Mi- 
nisterialzulage eine Sonderzuwendung zu 
gewähren, nicht anerkannt werden 
könne, 

b) Zulagen für einzelne Beamte, die in den 
Besoldungsordnungen nidit vorgesehen 
sind, grundsätzlich auch nicht im Haus- 
haltsplan ausgebracht werden sollten, 

c) wichtige Grundsätze des Beamtenrechts 
verletzt würden, wenn abgeordnete Be- 
amte lediglich deshalb Sonderzulagen er- 
hielten, weil sie während ihrer Abord- 
nung mit höher zu bewertenden Arbei- 
ten beschäftigt sind. 

Es hat sidi bereits bei den Personalverhand- 
lungen herausgestellt, daß qualifizierte Be- 
amte aus den Ländern, Gemeinden und 
sozialen Selbstverv/altungen nicht gewonnen 
werden können, wenn ihnen nicht gleichzei- 
tig ein Äquivalent geboten wird. Da abge- 
ordnete Beamte nicht befördert werden kön- 
nen oder sogar wegen der Abordnung Nach- 
teile in den Beförderungsmöglichkeiten bei 
ihrer Helmatbehörde haben können, ist für 
süldie Nichtbundesbeamte sowie für einzelne 
im Angestelltenverhältnis beschäftigte Fach- 
kräfte eine steuerpflichtige Sonderzulage 
vorgesehen, die 2400 DM jährlich nicht über- 
steigen darf. 
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Die Gewährung dieser Zulagen für einzelne 
Beamte oder Angestellte steht nicht im 
Widerspruch zum Besoldungsrecht; § 15 des 
Besoldungsgesetzes besagt lediglich, daß Zu- 
lagen, die nicht in der Besoldungsordnung 
vorgesehen sind, nur gezahlt werden dürfen, 
wenn hierfür Mittel im Haushaltsplan be- 
reitgestellt sind. Von dieser Möglichkeit ist 


auch in der Vergangenheit durch einen Er- 
laß des früheren Reichsinnenministers zu 
§ 15 des Besoldungsgesetzes Gebrauch ge- 
macht worden. Es wird also bei der außer- 
ordentlichen Maßnahme der Sozialreform 
lediglich an ein in der früheren Reichsver- 
waltung bereits geübtes Verfahren ange- 
knünft. 


11 



